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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Klimapolitik

Mit einem Urteil vom September 2016 bestätigte das Bundesgericht – ebenso wie ein
Jahr zuvor das Bundesverwaltungsgericht –, dass die Erhöhung der Lenkungsabgabe
auf Brennstoffe per 1. Januar 2014 von 36 auf 60 Franken pro Tonne CO2 wegen
Verfehlung des Zwischenziels aus dem Jahr 2012 rechtens sei. Mit dieser Sache zu
befassen hatte sich das Gericht aufgrund einer Klage einer dem Mineralölsteuergesetz
unterstellten Firma, welche die Richtigkeit der Statistiken zur Beurteilung der
Zielerreichung in Frage stellte. Die Erdölbranche hatte das Urteil des
Bundesverwaltungsgerichtes im Vorjahr an das Bundesgericht weitergezogen. Bei den
Daten handle es sich um eine Schätzung, die mit grosser Unsicherheit behaftet sei. Die
Erhöhung der Lenkungsabgabe sei intolerant gegenüber allfälligen Ungenauigkeiten bei
der Messung. Das Bundesgericht vertrat hingegen die Ansicht, dass es keine Hinweise
gebe, dass die Statistiken „widersprüchlich, rechtsungleich oder willkürlich erstellt
resp. angewendet worden“ seien.
Aufgrund knapper Verfehlung des Zwischenziels 2014 hatte der Bund unterdessen eine
weitere Erhöhung der Lenkungsabgabe per Januar 2016 beschlossen, was erneut zu
Kritik von Seiten der Erdölbranche führte. 1
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1) BGE 2C.1065/2015; LZ, 15.12.15; NZZ, 16.12.15, 13.10.16
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